
T
erry ist ein exzellenter Spuren-
leser. Ob ein Elefant hinkt und

wie viele Hyänen am Morgen vor-
beigezogen sind – das alles ent-
nimmt er den Abdrücken im Sand.
Terry kann auch einen Einbaum
steuern, das sogenannte Mokoro.
Mit einem Stab stößt er sich dabei
wie ein Gondoliere vom Unter-
grund ab und manövriert ge-
schickt auf den Wasserwegen des
Okavango-Deltas, ohne die ruhen-
den Nilpferde aufzuschrecken.

Terry lebt inmitten schier un-
erschöpflicher Biodiversität: bunte
Libellen, Blumen und Schmetter-
linge, ein Konzert von Vögeln; er
ist hier groß geworden. Neben der
intakten Natur ist ihm aber auch
die materielle Seite des Lebens
wichtig. Er erinnert seine Kunden
oft daran, ein üppiges Trinkgeld zu
geben. Nur dann könne er sich die
Miete des Mokoro leisten und sei-
ne Familie ernähren.

Das Okavango-Delta im süd-
afrikanischen Botswana ist das
größte Binnendelta der Welt – und
Teil der größten vom Menschen
eingerichteten Naturschutzzone
der Erde. Am Park Kavango Zam-
bezi (Kaza) haben fünf afrikani-
sche Staaten Anteil. Die Idee ist,
Wildtieren wie Elefanten, Löwen,
Gnus oder Giraffen einen Lebens-
raum anzubieten, in dem sie sich
frei bewegen können.

Mit Erfolg: Mittlerweile beher-
bergt das Kaza-Gebiet die größte
zusammenhängende Elefantenpo-
pulation der Welt. Dafür stellen
die beteiligten Staaten große Teile
ihrer Fläche zur Verfügung. Bo-
tswana besteht vor allem aus Na-
turparks wie der Kalahari-Wüste
und dem Okavango-Delta. Im be-
nachbarten Sambia sind mehr als
40 Prozent geschützt. Zum Ver-

gleich: Deutschland kommt laut
Bundesamt für Naturschutz auf
gerade einmal 6,5 Prozent. Die Ka-
za-Staaten sind also wichtig, um
das UN-Ziel zu erreichen, mittel-
fristig 30 Prozent der globalen
Landesfläche für die Biodiversität
zu reservieren.

Ohne die finanzielle Unter-
stützung aus Staaten, die diese
Quoten selbst nicht erfüllen kön-
nen, dürfte das kaum gelingen.

Für Deutschland übernimmt das
die Förderbank KFW. Zur Unter-
stützung von Kaza hat das bun-
deseigene Institut bisher rund
40 Millionen Euro bereitgestellt,
zum Teil aus dem Bundeshaushalt,
zum Teil aus der Refinanzierung
am Kapitalmarkt. Damit ist die
Bundesrepublik einer der wich-
tigsten globalen Geldgeber.

Privates Anlagekapital zu mo-
bilisieren, sei mit Ausnahme von

Stiftungen und Philanthropen da-
gegen schwierig, sagt KFW-Vor-
ständin Christiane Laibach anläss-
lich eines Besuchs im Projektge-
biet. „Kapitalmarktähnliche Ren-
diten lassen sich mit Naturschutz
nicht erzielen. Biodiversität ist
kein business case“, so Laibach.
Wohl aber ein wichtiger Faktor für
den Klimaschutz. Denn beide sei-
en die „zwei Seiten einer Medail-
le“. Geschützte Naturräume mit

vielfältiger Flora und Fauna hel-
fen, den Klimawandel aufzuhal-
ten.

Doch internationale Finanz-
spritzen allein reichen nicht. „Na-
turschutz funktioniert nur mit den
Menschen vor Ort und ihrem En-
gagement“, so die Bankerin. Biodi-
versität muss auch zum regionalen
Wirtschaftsfaktor werden, um Be-
stand zu haben. Die Menschen
müssen von der Verteidigung der
Natur gegenüber anderen Interes-
sen profitieren, sonst sind ihnen
die Wildtierpopulationen bei der
eigenen Entwicklung im Weg. Et-
wa wenn Elefanten die Felder zer-
trampeln oder Löwen Rinder und
Ziegen reißen.

Solche „Übergriffe“ kennt die
Gemeinde Libuyu in Sambia gut –
unweit der Victoriafälle am Sam-
besi, der die Grenze zu Botswana,
Namibia und Simbabwe bildet.
Hinter einem regionalen Straßen-
markt, wo Frauen und Männer im
bunten Textil von Tomaten über
Chili bis Mais die Vielfalt regiona-
ler Produkte feilbieten, liegt das
Feld der 44-jährigen Roster
Mweemba. „Ich war kurz davor,
mich von meinem Mann zu tren-
nen“, erzählt sie ausländischen
Journalisten bei einem Besuch.
Gelächter bei den übrigen Frauen.

„Denn er hat nur noch im Feld
übernachtet, um die Elefanten ab-
zuwehren.“

Nachts, so erzählt sie, mussten
sie auf der Hut sein und die Tiere
durch Lärm und Licht vertreiben.
Für traute Zweisamkeit blieb kei-
ne Zeit. Doch nach Beratung
durch die Kaza-Verwaltung änder-
te sich das. Mit geringem finan-
ziellen Aufwand haben die Bäue-
rinnen und Bauern des kleinen
Dorfs einen Schuppen gebaut, ein
Solarmodul aufs Dach montiert,
einen Zaun um die Felder gezogen
und unter Strom gesetzt. Das halte
die Elefanten ab, ohne sie zu ver-
letzen und sorge nun für höhere
Erträge auf den Feldern. „Ich bin
so froh“, sagt Roster Mweemba
und schwenkt ein Bund frischer
Möhren. Die Elefanten will sie
aber nicht missen, denn ihretwe-
gen kommen die Touristen und
beleben die Geschäfte auf dem
Markt.
Ähnlich wie bei Okavango-Führer
Terry, der in seiner Freizeit in die
Hauptstadt des Deltas, dem bots-
wanischen Maun, fährt. Die rund
80000 Einwohner zählende Stadt
ist das Eingangstor in die Welt des
Okavangos. Es gibt einen Flugha-
fen, Restaurants, Lodges und mo-
derne Malls. Vor kurzem hat eine
lokale Brauerei geöffnet. Ange-
schlossen ist ein schattiges Garten-
café, wo unter Jacaranda-Bäumen
Afro-House-Musik läuft. Neben
den Delta-Tourist:innen kommen
Einheimische, um den Feierabend
oder das Wochenende zu genie-
ßen.

Das auf Initiative einer NGO
gegründete Wirtschaftsprojekt er-
wirbt von Landwirt:innen im Del-
ta Hirse, die die Bierbrauer rösten
und demMalz im Produktionspro-
zess hinzufügen. „Wir zahlen da-
für den doppelten Preis“, erklärt
Ollie Katama von der Okavango-
Craft-Brauerei. Die Motivation:
durch die Kooperation die Akzep-
tanz der lokalen Bevölkerung für
wandernde Elefanten zu stärken
und so das Okavango-Delta zu
schützen.

Mit Unterstützung der NGO seien
Busse angeschafft worden, damit
die Kinder nicht mehr den langen
Weg zur Schule zu Fuß gehen
müssen. „Das ist sicherer. In der
Gegend mit rund 8000 Quadratki-
lometer Ausdehnung leben 18000
Menschen – und genauso viele
Elefanten“, sagt Katama.

Im Kaza-Gebiet findet nicht
nur lokale ökonomische Entwick-
lung statt. Das Projekt wird auch
zu einem Konjunkturmotor für
das gesamte südliche Afrika. Denn
neben internationalen Gebern in-
vestieren die beteiligten Staaten
selbst. Es entstünden Straßen und
Flughäfen, Grenzübergänge wür-
den ausgebaut, zählt Kaza-Ge-
schäftsführer Nyambe Nyambe bei
einem Besuch am Sitz des Sekreta-
riats im botswanischen Kasane
auf. Von alldem profitiere der Tou-
rismus, über den zunehmend pri-
vates Kapital in die Staaten fließe.
„Angola investiert derzeit 300 Mil-
lionen Dollar in die Grenzregion
für die Infrastruktur“, sagt Nyam-
be. Ohne das Naturschutzprojekt
und seine Elefanten würde es die-
se Mittel in die Entwicklung der
Region vermutlich nicht geben.

Nächste Schleife fürs Rentenpaket
Ampel-Parteien streiten über Generationenkapital / FDP warnt vor steigenden Beiträgen

VON A L I S H A M E N D G E N

B
eim Rentenpaket bleiben die
Fronten zwischen den Koaliti-

onsfraktionen verhärtet. Die An-
hörung von Fachleuten am Anfang
der Woche hat eine Einigung in
der Ampel offenbar nicht näherge-
bracht. So pochen die jungen FDP-
Abgeordneten auf eine deutliche
Ausweitung der Aktienrente und
ein Anlegen von Rentenbeitrags-
mitteln am Aktienmarkt. „Schwe-
den macht es uns schon lange vor.
Wenn wir heute einen Teil der
Rentenbeiträge weltweit diversifi-
zieren und mit einem langfristigen
Anlagehorizont am Kapitalmarkt
anlegen, dann führt dies zu stabi-
len Renten, ohne dass die Beiträge
immer weiter steigen“, sagte der
FDP-Sozialpolitiker und Chef der
Junge Gruppe der FDP-Bundes-
tagsfraktion, Jens Teutrine, dem
Redaktionsnetzwerk Deutschland

(RND). „Wir wollen keine Total-
blockade, sondern ein besseres
Gesetz hin zu einer echten Aktien-
rente“, betonte Teutrine. „In Zei-
ten des demografischen Wandels
besteht das Risiko nicht darin, mit
Aktien zu sparen und den Kapital-
markt zu nutzen, sondern darin,
darauf zu verzichten.“

Schwierige Verhandlungen

Seit Monaten verhandelt die Am-
pel-Koalition über das Rentenpa-
ket, dessen Kernstück die Siche-
rung des Rentenniveaus bei
48 Prozent ist. Die Obergrenze für
die Rentenbeiträge soll allerdings
nicht fortgeführt werden, weswe-
gen die Beiträge zur Finanzierung
des Rentensystems steigen wer-
den. Die Erträge des Generatio-
nenkapitals sollen die Steigerung
abfedern. Den ursprünglichen
Plänen der Bundesregierung zu-

folge sollen zunächst jährlich
zwölf Milliarden Euro des Bundes
und später mehr am Aktienmarkt
angelegt werden. Die Mittel sollen
aus Schulden finanziert werden.
Nach Ansicht der Rentenversiche-
rung handelt es sich aber nur um
eine geringfügige Entlastung.

Die Forderungen der FDP
dürften die Verhandlungen der
Koalition massiv erschweren. SPD
und Grüne sind strikt dagegen,
Rentenbeiträge der Versicherten
für das sogenannte Generationen-
kapital zu nutzen. Derartigen Plä-
nen hatten beide Parteien bereits
bei den Koalitionsverhandlungen
ein klare Absage erteilt, weshalb
damals die Schuldenfinanzierung
des Generationenkapitals verein-
bart wurde.

Die Liberalen fühlen sich
durch die Kritik von führenden
Fachleuten aber in ihren Befürch-
tungen bestätigt. Am Montag hat-

ten in einer Anhörung des Bun-
destags-Sozialausschusses etwa
der Wirtschaftswissenschaftler
Axel Börsch-Supan gewarnt, dass
die Festschreibung des Rentenni-
veaus langfristig kaum zu finan-
zieren sei. Auch der Bundesrech-
nungshof warnte vor den „enor-
men Kosten“. Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund dagegen argu-
mentierte, dass eine gute Alterssi-
cherung immer Geld koste. „Kein
Trick der Welt kann uns davon
befreien“, sagte DGB-Experte Ingo
Schäfer. Auch die Chefin des Sozi-
alverbands VDK, Verena Bentele,
betonte, dass die Verlässlichkeit
der gesetzlichen Rente garantiert
werden müsse.

Wann das Rentenpaket umge-
setzt werden soll, ist derzeit offen.
Ein Beschluss des Gesetzes in die-
ser Woche aber sei ausgeschlos-
sen, heißt es in der SPD-Bundes-
tagsfraktion.

VonBiodiversitätprofitieren
Im südlichen Afrika befindet sich das größte Naturschutzgebiet der Erde, in demWildtiere

sich frei bewegen können. Die Kavango-Sambesi-Region entwickelt sich dank internationaler

Unterstützung auch zu einemWirtschaftsmotor / Von Oliver Ristau

In freier Wildbahn: Der Chobe-Nationalpark in Botswana ist Teil des Kaza-Projektes, das Touristen und Touristinnen aus aller Welt anzieht. IMAGO/IMAGEBROKER
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Wirtschaft

Zu wenige Chefinnen
Deutsche Wirtschaft hinkt bei Geschlechtergerechtigkeit hinterher

VON A N D R E A S N I E S M A N N

D
ie deutsche Wirtschaft hinkt
bei der Gleichberechtigung

zwischen Männern und Frauen
in Führungspositionen im inter-
nationalen Vergleich weiter hin-
terher. Zwar ist der Frauenanteil
in den Vorständen der 160 wich-
tigsten Börsenunternehmen
(Dax, M-Dax, S-Dax) im vergan-
genen Jahr um 2,3 Prozent auf
knapp 20 Prozent gestiegen, wie
aus einer Auswertung der
deutsch-schwedischen All-
bright-Stiftung hervorgeht, die
sich für mehr Diversität und
Frauen in Führungspositionen
der Wirtschaft einsetzt. Gleich-
zeitig aber stagniert der Frauen-
anteil unter den Vorsitzenden
von Vorständen (4,4 Prozent)
und Aufsichtsräten (6,3 Prozent)
seit 2021 praktisch unverändert
auf niedrigem Niveau. Besonders
bezeichnend: Unter den Chefs
der 160 Börsenunternehmen gibt
es aktuell mehr Männer mit dem
Vornamen Christian (10) als
Frauen (7).

Am besten schneiden die
40 Dax-Konzerne ab. In deren
Aufsichtsräten ist mit einem
Frauenanteil von rund
40 Prozent die Gleichberechti-
gung am weitesten fortgeschrit-
ten. Für die Kontrollgremien
börsennotierter und mitbestim-
mungspflichtiger Unternehmen
hatte der Gesetzgeber 2016 eine
verpflichtende Geschlechterquo-
te von 30 Prozent eingeführt.

In den weitaus wichtigeren,
weil operativ tätigen Vorständen
der Dax-Unternehmen, für die
nur eine vergleichsweise schwa-
che Quote von einer Person je
Geschlecht gilt, liegt der Frauen-
anteil bei rund 25 Prozent.

Als vorbildlich stuft die All-
bright-Stiftung Unternehmen
mit einem Frauenanteil im Vor-
stand von mindestens 40 Prozent
ein. 17 der 160 börsennotierten
Unternehmen schaffen das, da-
runter die Allianz, Beiersdorf,

Merck, Siemens Healthineers,
E.ON, Zalando sowie die Com-
merzbank.

Ein einziges Dax-Unterneh-
men gibt es noch, das keine ein-
zige Frau im Vorstand hat: die
Porsche Automobil Holding SE.
Möglich ist das nur, weil die Por-
sche SE eine reine Beteiligungs-
gesellschaft ist, die die Aktien-
mehrheit der Familien Porsche
und Piech am Volkswagen-Kon-
zern verwaltet und deshalb nicht
der Mitbestimmungspflicht un-
terliegt. Damit entfällt auch die
Quote für Vorstand und Auf-
sichtsrat.

Andere Industrieländer sind
Deutschland in Sachen Gleich-
berechtigung voraus. In Großbri-
tannien etwa liegt der Frauenan-
teil in den Vorständen der
40 größten Börsenunternehmen
bei rund 32 Prozent, die USA fol-
gen mit rund 30 Prozent, und
auch Frankreich (rund 29 Pro-
zent) sowie Schweden (rund
28 Prozent) schneiden besser ab
als Deutschland. Schlechter ist es
um die Gleichstellung nur in Po-

len bestellt, wo der Frauenanteil
in den Vorständen der 40 wich-
tigsten Börsenunternehmen bei
rund 18 Prozent liegt.

„In Großbritannien ist es ge-
lungen, ohne gesetzliche Quoten
innerhalb kurzer Zeit sehr viele
Frauen in Top-Positionen zu
bringen“, sagt die Geschäftsfüh-
rerin der Allbright Stiftung,
Wiebke Ankersen. Dort habe ei-
ne andere Debatte stattgefunden,
das öffentliche Bewusstsein für
Chancengleichheit und Diversi-
tät sei stark und die Erwartun-
gen an die Unternehmen hoch.

Laut Allbright-Co-Geschäfts-
führer Christian Berg liegt der
wesentliche Grund für den Erfolg
angelsächsischer Unternehmen
bei der Gleichberechtigung da-
rin, dass diese konsequent auf al-
len Hierarchiestufen mehr Frau-
en in leitende Positionen beför-
derten, wodurch dann auch
mehr Kandidatinnen für den
Aufstieg in die Topliga bereit-
stünden. „Wir haben in Deutsch-
land viel Zeit mit der Quotendis-
kussion verloren, die deutschen
Unternehmen müssen noch viel
stärker auf geeignete Maßnah-
men setzen, wenn sie im interna-
tionalen Wettbewerb aufholen
wollen“, sagt Berg.

Noch sind Frauen in Führungspositionen eher rar. IMAGO/WESTEND61

Andere europäische Länder

schneiden besser ab
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W E LT N ATURGIPFEL

In Cali in Kolumbien findet vom
21. Oktober bis 11. November der Welt-
naturgipfel (COP 16) statt. Dabei
werden die Vertragsstaaten über ihre
Schritte der Umsetzung des Globalen
Biodiversitätsrahmens von Kunming-
Montreal berichten – ein völkerrecht-
licher Vertrag, der die Nationen ver-
pflichtet, den Verlust der Biodiversität
bis 2030 zu stoppen und umzukehren.

Zum Erhalt der globalen Ökosysteme
setzt Deutschland auf die Internationale
Klimainitiative. Sie fördert finanziell
weltweit Projekte, die in den Partner-
ländern den Schutz der biologischen
Vielfalt stärken und gleichzeitig die
globalen Klimaziele unterstützen. FR
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KO M M E N TA R

Ob Stefan
oder Thomas

Von Andreas Niesmann

M
enschen mit dem Vornamen
Thomas müssen jetzt sehr

tapfer sein. Erstmals ist in den
vergangenen zwölf Monaten kei-
ner von ihnen in den Vorstand ei-
nes deutschen Börsenunterneh-
mens berufen worden. Das ist be-
merkenswert, weil Thomas seit
vielen Jahren der häufigste Vorna-
me in deutschen Vorständen ist,
und die sogenannte „Thomas-
Schablone“ als Sinnbild dessen
gilt, was in den Führungsetagen
der deutschen Wirtschaft schief-
läuft. Demnach ist der typische
Vorstand eines deutschen Unter-
nehmens männlich, Mitte 50, in
Westdeutschland betriebs- oder
volkswirtschaftlich ausgebildet
und hört auf diesen Namen.

Die Thomas-Schablone ist mehr
als eine statistische Spielerei, denn
es ist belegt, dass Führungskräfte
dazu neigen, weitere Führungs-
kräfte nach einem ähnlichen Hin-
tergrund wie dem eigenen zu be-
rufen. Das ist eine schlechte Nach-
richt für alle, die mehr Frauen und
mehr Diversität in den Chefetagen
deutscher Unternehmenwollen.

Ist es nun also eine gute Nach-
richt, wenn die Allbright-Stiftung
verkündet, dass die Zahl weibli-
cher Vorstände steigt, und im Ver-
hältnis die der Thomas-Männer
abnimmt? Im Prinzip ja, aber die
Entwicklung schreitet nur quälend
langsam voran. Bei dem bisherigen
Tempo würde es bis 2039 dauern,
ehe das Geschlechterverhältnis in
den Vorständen der deutschen
Börsenunternehmen ausgeglichen
ist. Zwar ist vergangenes Jahr kein
neuer Thomas hinzugekommen,
dafür aber mehrere Stefans, Mar-
tins und Markusse. Und die wäh-
len dannwen aus? Genau.
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